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6. Im Rahmen des Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft haben die
italienischen Behörden der Kommission am 12. Februar 2025 das „Dekret des Präsidenten des Ministerrates zur
Festlegung von Vorschriften über die Tätigkeit der Technologieplattformen für die Vermittlung von Angebot und
Nachfrage bei öffentlichen Kraftverkehrsdiensten außerhalb des Linienverkehrs im Sinne von Art. 10a Abs. 8 des
Gesetzesdekrets Nr. 135 vom 14. Dezember 2018, das mit Änderungen in das Gesetz Nr. 12 vom 11. Februar 2019
umgewandelt wurde“ (im Folgenden der „notifizierte Entwurf“) mitgeteilt.
Um den Dienststellen der Kommission den Abschluss ihrer Prüfung gemäß den einschlägigen Bestimmungen des EU-
Rechts zu ermöglichen, werden die italienischen Behörden gebeten, das nachstehende Ersuchen um ergänzende
Informationen zu beantworten:
1. Die italienischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob die Bestimmungen des notifizierten Entwurfs für Anbieter
von Diensten der Informationsgesellschaft im Sinne der Richtlinie 2000/31/EG gelten sollen.
Falls ja, möchten die Dienststellen der Kommission weitere Informationen zu folgenden Punkten erhalten:
a) ob der notifizierte Entwurf für Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft gelten würde, die im Hoheitsgebiet
anderer Mitgliedstaaten als Italien ansässig sind;
b) wenn ja, wie die italienischen Behörden beabsichtigen, die Anforderungen des Artikels 3 Absatz 4 der
Richtlinie 2000/31/EG zu erfüllen, insbesondere im Hinblick auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs in der Rechtssache
C-376/22;
c) welche Verpflichtungen sich aus dem notifizierten Entwurf für diese Diensteanbieter ergeben würden;
d) welches System für die Überwachung der Einhaltung und Durchsetzung der oben genannten Verpflichtungen für die
Dienste der Informationsgesellschaft wäre und insbesondere, ob eine etwaige Nichteinhaltung zur Verhängung von
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Geldbußen oder anderen Arten von Sanktionen oder Strafen führen würde;
e) das beabsichtigte Zusammenspiel mit Artikel 4 der Richtlinie 2000/31/EG, insbesondere im Hinblick auf Artikel 7 des
notifizierten Entwurfs.
2. Die italienischen Behörden werden gebeten, klarzustellen, ob und welche Bestimmungen des notifizierten Entwurfs für
Anbieter von Online-Vermittlungsdiensten im Sinne der Verordnung (EU) 2022/2065 gelten würde. Wenn ja, würden die
Dienststellen der Kommission eine Klarstellung zu folgenden Punkten begrüßen:
a) die konkreten Verpflichtungen für Anbieter von Online-Plattformen im Sinne der Verordnung (EU) 2022/2065, die sich
aus dem notifizierten Entwurf ergeben;
b) die Art und Weise, in der von Anbietern von Online-Plattformen erwartet wird, dass sie diese Verpflichtungen in einer
Weise erfüllen, die mit den Artikeln 6 und 8 der Verordnung (EU) 2022/2065 im Einklang steht;
c) das beabsichtigte Zusammenspiel zwischen dem notifizierten Entwurf und der Verordnung (EU) 2022/2065 im Hinblick
auf ihre maximale Harmonisierungswirkung, insbesondere, aber nicht ausschließlich, in Bezug auf die Anforderungen der
Artikel 14, 27, 34 und 35;
e) welches System für die Überwachung der Einhaltung und Durchsetzung der oben genannten Verpflichtungen für
Anbieter von Online-Plattformen gelten würde und insbesondere, ob eine etwaige Nichteinhaltung zur Verhängung von
Geldbußen oder anderen Arten von Sanktionen oder Strafen führen würde, und das beabsichtigte Zusammenspiel mit
Kapitel IV der Verordnung (EU) 2022/2065.
3. Die italienischen Behörden werden gebeten, weitere Informationen über das beabsichtigte Zusammenspiel zwischen
dem notifizierten Entwurf und der Verordnung (EU) 2019/1150 vorzulegen.

Die italienischen Behörden werden gebeten, ihre Antwort bis zum 17. März 2025 zu übermitteln.
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